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Der 2° Senat des Bundessöäialgericht3 hat anf

die mündliche Verhandlung in Berlin am "
_

ll‚ Oktober 1975 durch den Vorsitzenden Richter‘

B r a c k m a n n , die Richter K ü s\t e r “
und Dr° K r a s n e y und die ehrenamtlichen

Richter 8 c\h n i e w i n d und_M e l z e r

für Recht erkannt: ' ' ‘

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Nordrhein—WeStfalenl'l

vom 10° Januar 1975 wird zurückgewiesen°
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‘Der beklagte Gemeindeunfallversicherungsverbänd (GHV) hältg3Ä &

sich für_den nach 5 657 Abs° 1 Nr‚ 5 iVm 5 559 Abs„ 1 Nr‚ 14

Buchst„ b (idF des Gesetzes über Unfallversicherung für i“9t■a

Schüler und Studenten sowie Kinder in Kindergärten vom
18° März 1971 — BGBl I 237 —) zuständigen Träger der Unfall—
vcrsicherung (UV) für Schüler öffentlicher allgemeinbildender

Schulen, da die Sachkosten dieser Schule von den zu seinen

Mitgliedern gehördenden Gemeinden oder Gemeindeverbänden zu‚f

tragen seien° Durch Bescheid vom'l5° Juni 1971 zog er
die'(

klagende Gemeinde (kreisfreie Stadt) "aus Anlaß der Über— 7b‘“m

nahme der gesetzlichen Schülerunfallversicherung" zur Nach;

tragsumlage für die Zeit vom 1 April bis 31 Dezember 1971
„

heran und forderte die Zahlung von 95 447,——DM. Der Wider—(;().

_
spruch blieb ohne Erfolg (Wider5pruchsbescheid vom „‘“ ”"-VV}

._‚l5« September l97l) ‘“ ' ’ "' ‘

Mit der Klagehat die Klägerin die Aufhebungdes Bescheides
;}und des Widerspruchsbescheides mit der Begründung beantragt,

;-sie sei nicht die beitragepflichtigé Unternehmerin_und der
Beklagte nicht der zuständige Versicherungsträger; das Land

C'Nordrheinéwestfalen als Träger der Schulhoheit, das die
Ü.überwiegenden Kosten für die allgemeinbildenden Schulen
b'(Personalkosten‚

Zuschüsse für den Bau und die laufende
{_Unterhaltung der Schulen) zahle und den schulbetrieb

iirechtlich und tatsächlich bestimme, sei Träger der Ver—
Visicherung und habe auch die Kosten der Schülerunfallver- ”1

j sicherungtutrage'n°
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Das Sozialgericht (SG) Dortmund hat durch Urteil vom
6. Juni‚lg72 die Klage abgewiesen„ Es ist der Auffassung‚

die Zuständigkeit des Versicherungsträgers bestimme sich

nach dem Sachkostenträger, die Klägerin sei daher mit Recht

von dem Beklagten zur Nachtragsumlage herangezogen werden°

Das Landessozialgericht (LSG) hat nach Beiladung des Landes

Nordrhein—Westfalen die Berufung durch Urteil vom 10° Januar
1975 zurückgewiesen. Zur Begründung hat es ausgeführt:

Die Entscheidung, ob der Beklagte oder der Beigeladene

züständiger Versicherungsträger sei, hänge davon ab, auf

wessen Kosten im Land Nordrhein—Westfalen die allgemein—

bildenden Schulen betrieben werden (55665? Abs° 1 Nr? 5,

J
655 Abs° 1 iVm 653 Abs° 1 Nr. 5 Reichsversicherungsordnung'

' —RVO—)„Kosten i.S„ der 55 657 Abs° 1 Nr‚ 5, 655 Abs° 1

Nr„ 5 BVD seien die Sachkosten, wie sich aus der geschicht—

lichen Entwicklung dieser Vorschriften und aus dem erkenn—
bar gewordenen Willen des Gesetzgebers ergebeo Der Erlaß des

Reichsarbeitsministers vom 25° Oktober 1945 (AN 471) habe
rechtset2end festgestellt, daß sich die Zugehörigkeit der :

.
nach 5 557 Nr. ll RVG aF Versicherten nach den Träger der ‘.

.1unterrichtlichen Veranstaltung (Sachkostenträger) bestimmeo

An diese Rechtslage habe der Gesetzgeber-des Unfallver—

.
sicherungs—Neuregelungsgesetzes (UVNG) angeknüpft und in

<bFortführung der bisherigen Zuständigkeitsregelung für die

Fälle des @539 Abs„ 1 Nr„ 14 *RVO_in @@657 Abs., 1 Nr., 5‚":
655 Abs° l, 655 Abs° 1 Nr. 5 RVG vorgeschrieben‚ daß der *t

‚Kestenträger
— nämlich der Sachkostenträger

— der hierfür-'
gzuStändige Versicherungsträger_sein solle‚-Diese Rechtslage

habe der Gesetzgeber durch die Einbeziehung der Schüler in '

‚die gesetzliche UV nicht ändern wollen, wie aus der amt» ‚fl

lichen Regründung zum Gesetzent■urf der UV für Schüler

und Studenten(BT—Drucks,v1/13‘55)harv’örgehe)Im Land
_ ‚> _ 4 “

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..ll...

Nordrhein—Westfalen seien nach 55 2, 8, 10 des Schul—
verwaltungsgesetzes vom 5‚ Juni 1958 (GV NW 225) die Ge—

meinden und in bestimmten Fällen die Gemeindeverbände die

Schulträger für öffentliche allgemeinbildende‘Schulen° ’

Nach 3 2 des Gesetzes über die Finanzierung der öffentlichen
Schulen (Schulfinanzgesetz) vom 17° April 1970 (GV NW 288)

_
—trage die Sachausgaben der öffentlichen Schulen der Schul— {fl

träger und damit die Klägerin für ihre öffentlichen allge— l_

meinbildenden Schulen. Die Vorschrift des 5 l Abs° 5 desidl'

Schulfinanzgesetzes, daß zu den Sächausgaben die "Kosten

für eine angemessene Schülerunfallversicherung" gehörten,

sei durch das Gesetz über die Schülerunfallversicherung

vom 18. März 1971 nicht außer Kraft_gesetzt werden; sie‘
_

enthalte eine Klarstellung, stehe mit dem Bundesrecht im _3'G

Einklang und sei weiterhin sinnvoll und geltendes Recht„lidfä

Die Klägerin hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegtfff

und beantragt, ‘ ;

_die angefochtenen Urteile zu
ändern

und den Bescheid

'des Beklagten vom 15. Juni 1971 in der Fassung des

‘Wider5pruchsbescheides vom 15 September 1971 aufzu—
"”.»heben_„f

Ü Sie trägt Vor, das LSG gehe zu Unrecht daten aus; daß unter
“{ Kosten i.S„ des 5657 Abs° 1 Nr° 5 RVO nur die Sachkosten
_1. zu verstehen seien„ Die bei der Einführung der gesetzlichen
*; UV für Berufsschüler getroffene Regelung sei weder bei der

1Neufassung der BVG durch das UVNG noch_durch das Gesetz vom

_
18° März_l97l wiederholt worden° Dies wäre aber angesichts

ij des eindeutigen Wortlauts des 5 657 Abs. 1 Nr. 5 BVG ef— '„l
f,.forderlich

gewesen, wenn statt der (gesamten) Kosten nur ein”

_Teil der Kosten als Kriterium für die Zuständigkeit des Ver—vg
j_fSicherungsträgers hätte gelten sollen. Eine Vorschrift, von—Sf
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1 4

der die Zuständigkeit des Versicherungsträgers abhänge‚

vertrege es nicht, daß sie nicht aus dem Wortlaut allein,

sondern nur unter Hinzuziehung von Überlegungen erkennbar

werde7 die den wirklichen Willen des Gesetzgebers aus der

geschichtlichen Entwicklung darlegen sollten° Dies gelte

jedenfalls‚ wenn — wie hier — der Kreis der Betroffenen

gegenüber dem früheren Zustand erheblich erweitert werde°

Der Beklagte beantragt,]

die Revision zurückzuweisen„.

Er ist — wie auch der Beigeladene, der ebenfalls die

Zurückweisung der Revision beantragt — der Auffassung, das ]

LSG habe richtig_entschieden„ [

} “ir

Die zulässige Revision ist nieht begründet°

Das LSG hat zutreffend entschieden, daß_der Beklagte GUV

als der in seinem Bereich zuständige Träger der Unfallver—

sicherung für Schüler an öffentlichen allgemeinbildenden

Schulen berechtigt ist, die kl&gende Gemeinde als sein_
Mitglied zu der Nechtragsumlage héranzuziehen° *

Nach 5 657 Abs. 1 Nr.‘5 RVOsind die Gemeindenund die;l.
Gemeindeunfallversicherungsverbände Träger der UV für ;

_
Versicherte in den Fällen des 5 559 Abs° 1 Nr„ 14 EVO,

wenn das Unternehmen auf Kosten einer Gemeinde oder eines
Gemeindeverbandes oäer in deren Auftrag durchgeführt wird°

Im Land Nordrhein—Westfalen sind5‚wie das LSG ausgeführt

hat, die Gemeinden — in bestimmten Fällen die Gemeinde;
lverbände

— Schulträger der öffentlichen.allgemeinbildenden

Schulen (5% 2, 8, iO des Schulverwaltungsgesetzes v0m5"

' "— 6 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5. Juni 1958 — GV NW 225 —), die Sachausgaben der öffent—

lichen Schulen tragen die Schulträger (S 2 des Gesetzes
über die Finanzierung der öffentlichen Schulen — Schul—

„■ ‚_
_.“ finanzgesetz —vom17° April 1970, GVNW288); insoweit _1;;

35 besteht unter_den_ßeteiligtenikein_Streite ' “?1*V'ff‘** ”

'vDer
von der Klägerin vertretenen Auffassung, der zustän—

dige Träger der Unfallversicherung für Schüler bestimme

” sich, wenn Sach— und Personalkosten auseinanderfielen,

danach, wer die Personalkosten trage — hier: das beigea
ladene Land —‚ pflichtet der erkennende Senat nicht bei,

'nf'wie er auch in seinem ebenfalls am 11 Oktober 1975 er—
Ä'f;gangenen‚

zur Veröffentlichung vorgesehenen Urteil 2 RU_
'Üe'60/72 näher dargelegt hat° ‘ ' ”

’;j? DemWortlaut des 5 657 ‚Abs° 1 Nr‚ 5 EVOallein ist aller—
'11 dings nicht zu entnehmen, ob bei den Schulen‚ deren Sach—

1‚kosten die Gemeinde und deren Personalkosten das Land trägt,

'552'die Gemeinde der zuständige Versicherungsträger ist° Seit

. _
dem Erlaß des Reichsarbeitsministérs vom 25„ Oktober 1945

_13„(AN s. 471) wird jedoch im Rahmen der gesetzlichen Unfall-
".Versicherung als "Träger der unterriChtlichen Veranstaltung"

"nicht der Personalkostenträger‚ sondern der Sachkostenträger'

;ug angesehen(vgl‚ BSG17, 217, 220 und 221, 224; Brackmänn,
?1— Handbuch der SoZialversicherung, l‚—7„ Aufl., S. 474 u I}.

}} .Auch nach dem Inkrafttreten des UVNG vom 50" April 1965

' ‘(BGBI I 241} wird 5 657 Abs. 1 Nr‚_5 RVG dahin ausge—
‚;V'legt'‚ däB der gemeindliche Unfallversicherungsträger für
' H-di0 Entschädigung der weiter schon nach @ 559 Abs° l Nr° 14
'“„RVO idF vor Inkrafttreten des Gesetzes über die Uni'allver—'
if*sicherung für Schüler und Studenten sowie Kinder in Kinder—■

‘gärten vom 18° März 1971 (BGBl I 237) versicherten Schüler

=„in Berufsfachschulen und Berufsschulen zuständig ist, weil

die Gemeinde die Sachkosten trägt Ein Auseinanderfallen

]‘von Sach— und Personalkostenträgern ist aber hier gleirh—E}I'lh

lal'ls möglich° ‚ * '
. _ ‚ „ :ß >7

'g;fä*Ü■'
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Die Gesetzessystematik läßt ebenfalls erkennen‚ daß in

den Fällen‚ in denen Sach— und Personalkosten von ver—

schiedenen Stellen getragen werden, der Sachkostenträger

zugleich der Träger der Unfallversicherung für Schüler an'

‚öffentlichen allgemeinbildenden Schulen ist„ Obgleich die
VMöglichkeit, daß die Gemeinde_nur die Sachkosten, nicht

aber auch die Personalkosten aufzubringen hat‚ schon lange'

"vor Inkrafttreten des Gesetzes über die UV für Schüler und
iStudenten sowie Kinder in Kindergärten vom 18„ März 1971

'.(aaO) bestanden hat, sind die für die Personalkosten regel—
—mäßig in Betracht kommenden Länder-nicht auch als Träger

_der UV für Schüler an diesen öffentlichen Schulen, sondern

nur für Schüler an
privaten allgemeinbildenden Schulen

bestimmt werden. Für öffentliche allgemeinbildende Schulen

ist eine Zuständigkeit gemäß@655'Abs° 1 iVm 5 653 Abs„ 1
"-Nr‚ 5 BVD des Landes nur gegeben, wenn es Unternehmen des

' Landes sind° Schulträger der öffentlichen allgemeinbilden—

denSchulenist in Nordrhein——Weétfalen‚wiedasLSGdarge—
'„'legt hat, jedoch nicht das Land, ' ' ' ' : '

hldDie Entstehuthgeschichte des Gesetzes vom18. März 1971
:“ (aaO) bestätigt die sich aus dém.Gesetzeswortlaut Und der

Gésetzessystematik_ergebende Zuständigkeitsregelung° In

‘ der amtliChen Begründung dieses Gesetzes ist ausgeführt

„;(5° Bundestagsdrucksache VI/1553; S° 5)i "Mit Ausnahme der

”'SChüler an Privatschulen soll Sich die Zuständigkeit der

„_
Versicherungsträger wie sehen bisher bei den Berufs— und

Fachschulen danach richten, Wer Sachkostenträger der Schule

‚
ist„ Für Schulen von Gemeinden oder Gemeindeverbänden soll

die gemeindliche UnfallVersicherung und für staatliche
_Schulen das Land als UnfallverSibheruhgsträger zuständig

sein”„ Der Gesetzgeber wollte somit die Regelung über—
.

nehmen, wie sie für die Zuständigkeit der Versicherungs—'

' träger für die bereits-vor diesem Gesetz schon versicherten f

’ e 8 —Ä‘-
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Schüler bestanden hat° Die Zuständigkeit für die Entschädi-

gung der nach 5 537 Nr, 11 EVO aF und 5.559 Abs„ 1 Nr. 14
7= RVG idF bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vom 18° März

1971 (aaO) versicherten Personen bestimmte sich aber — wie “

bereits aufgezeigt — nach dem Träger der unterrichtlichen

Veranstaltung (Sachkostenträger) Bei der Anhörung Von_
73; Sachverständigen durch den Ausschuß für Arbeit und Sozial—

'ordnung des Deutschen Bundestages in seiner 40, Sitzung
" am 10. Dezember 1970 hat der Vertreter der Bundesvereinigung
; der kommunalen SpitzenVerbände (s‚S„ 48 des Sitzungsproto—

“3. kolls) sich dagegen gewandt, daß als Unternehmer im Sinne

der gesetzlicheanv bei öffentlichen allgemeinbildenden

_
Schulen der Sachkostenträger angesehen werde° Trotz dieser jä.

Gegenvorstellung, die nicht notwendig gewesen wäre, wenn -'_

sich nicht bereits nach dem Gesetzentwurf aus der Sachkostéh—

trägerschaft die Zuständigkeit der geméindlichen Unfallter— ;.„

sicherungsträger ergeben hätte, hat der Gesetzgeber den "7“
;„'Gesctzentwurf insoweit nicht geändert Das Schrifttum ist

’;f deshalb ebenfalls — soweit ersichtlich - einhallig der

;, Auffassung, daß Träger der Unfallversicherung für Schüler

'.an öffentlichen allgemeinbildenden Schulen der Sachkosten—

_
träger ist (Brackmann aaO S. 474 u II; Börner/Schmidt,

’vUn;allversicheruhgsschutz für Schüler und Studenten, 1971,

‚_
S; 52; Lauterbach, Gesetzliche Unfallversicherung, 3, Aufl„,—

“25 559 Anm° 88; Miesbach/Baumer, Die gesetzliche Unfallver—
-_sichérung, 2° Aufl., 1971, $ 559_Anm„ 51; Vellmar, Unfall—

versicherung für Schüler und Studenten sowie Kinder in

_
Kindergärten, 1972, s" 92; Holler, BG 1970, 585, 586;

„'JBoller‚ Sozialversicherung 1971, 97, 101; Breitbach,

'! Soziale.Sicherheit in der Landwirtschaft 1971, 155, 158;
*ÜfBurke/Peters, Kompaß 1971, 97, 98; Börner, Ersatzkasse

*1971, 159, 160; Engelmann, DOK 1971, 220, 222; Nolte,
__

_
Krankehversicherung 1971, 67, 69; Schöppner, Unfallvere;

'v;sicherung für Schüler, Studenten, Sonderdruck des "

_-.
19—„
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Mitteilungsblattes ”Die Gemeindeunfallversicherung” 1971‚

S. 14; Wendland‚ BAB1 1971‚ 749‚ 750; Wolber, BG 1971()

547‚ 55 ; Wittmann, SGb 1975, 166‚ 167; ebenso allgemein

ohne Hinweis auf die Sachkostenträgerschaft für eine '

Zuständigkeit der gemeindlichen Unfallversicherungsträger:

Figge7 Blätter für Steuerrecht 1971, 1977 198; Hufer, BKK

1971, 70‚ 72; ohneVerfasserangabesz 1971, 152‚ 154)„

Ob es Sinn und Zweck der gesetzlichen Unfallversicherung
ebenso oder sogar besser entspräche, den Träger der Per—

sonalkosten auch als Träger der gesetzlichen Unfallveri __fl

sicherung für Schüler an allgemeinbildenden Schulen anzua V

nehmen, bedarf in Anbetracht der sich aus den Gesetzes—

wortlaut, der Gesetzessystematik und der Entstehungsge—n
schichte des Gesetzes

vom 18; März 1971 (aaO) ergebenden-

Regelung des Gesetzgebers somit keiner Entscheidung° V’

Die sich aus 5 657 Abs‚ 1 Nr. 5 RVGergebende gesetzliche
Regelung steht auch nicht im Widerspruch zu der in Art, 7

Abs„ 1 GG festgelegten Aufsicht des Staates über das

Schulwesen. Diese.8taatsaufsicht verbietet es nicht, die 1

Gemeinden an den Kosten des Schulwesens zu beteiligen,

insbesondere dadurch, daß sie die Sachkosten
zu tragen

haben° Es ist nicht ersichtlich, weshalb es dagegen dem

Grundgesetz widersprechen sollte, daß die Gemeinden dicg‚v

Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung für die
_

Schüler der öffentlichen allgemeinbildenden Schulen tragene
' Auch vor Inkrafttreten des Ge3etzes vom 18° März 1971‘

_
'

(aaO) hatten zB in Nordrhein—Westfalen5 wie das LSG darge—

legt hat, die Sachkostenträger die Kosten für eine enge—* '“

messene SchülerunfallversiCherung zu tragen (s° % 1 Abs° } ‘

des Schulfinanzges€tzes, aaO). ;. > "

_ lo—;‘
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